
Nath §115 Abs. 1 Satz 1 GBA beträgt die Frist drei 
Monate ab Bekanntwerden des Schadens und des Ver­
ursachers, längstens zwei Jahre nach dem Eintritt des 
Schadens. Sie wird dadurch gewahrt, daß entweder der 
Antrag nach § 268 Abs. 1 StPO oder ein Antrag vor der 
Konfliktkommission bzw. der Kammer für Arbeits­
rechtssachen des Kreisgerichts gestellt wird. § 115 Abs. 1 
Satz 2 GBA setzt die Frist zur Geltendmachung für 
Schadensersatzansprüche aus schuldhaften Pflichtver­
letzungen, die gleichzeitig strafbare Handlungen dar­
stellen, entsprechend den Verjährungsfristen für die 
Strafverfolgung fest.
Es gab in der Praxis zunächst Unklarheiten über das 
Verhältnis des § 115 Abs. 1 Satz 1 GBA zu Satz 2. Teil­
weise wurde die Auffassung vertreten, daß die in § 115 
Abs. 1 Satz 1 gesetzte Frist von 3 Monaten für alle 
Schadensfälle gelte, so daß die Besonderheit für Scha­
densfälle aus strafbaren Handlungen nur darin be­
stehe, daß bei späterem Bekanntwerden des Schadens 
oder des Verursachers an die Stelle der in Satz 1 ge­
setzten Frist von zwei Jahren die Frist für die Ver­
jährung der Strafverfolgung trete.
Diese Auffassung, die durch die nicht sehr klare 
Formulierung in § 115 Abs. 1 GBA aufkommen kann, 
führt zu unbefriedigenden Ergebnissen. Wenn ein 
Werktätiger durch strafbare Handlungen vorsätzlich 
einen Schaden verursacht hat, z. B. durch Untreue oder 
Unterschlagung größerer Beträge, dann reicht es nicht 
aus, ihn strafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen. Er 
muß dann auch zur Schadensersatzleistung herangezogen 
werden. Deshalb kann § 115 Abs. 1 Satz 2 GBA nur so 
verstanden werden, daß er die spezielle Regelung für 
Schadensersatzansprüche aus strafbarer Handlung dar­
stellt. Diese Auffassung war bereits aus dem Urteil des 
Obersten Gerichts vom 10. August 1962 — Za 19/62 —4 zu 
erkennen, in dem ausgeführt wird, daß die dreimonatige 
Frist des § 115 Abs. 1 Satz 1 GBA nur in Fällen einer 
fahrlässigen Schadensverursachung durch den Werk­
tätigen Anwendung finde, daß sie aber nicht anzuwen­
den sei, wenn die schuldhafte Verletzung der Arbeits­
pflichten zugleich eine strafbare Handlung darstelle. 
Noch deutlicher ergibt sich das aus dem Urteil des 
Obersten Gerichts vom 26. April 1963 — Za 10/63 —5 6. In 
diesem Urteil geht das Oberste Gericht auch auf die 
Frage ein, wie in den Fällen zu verfahren ist, in denen 
die Verjährungsfrist der Strafverfolgung nur drei Mo­
nate beträgt, der geschädigte Betrieb aber vom Schaden 
bzw. vom Verursacher erst später — nach Ablauf dieser 
Frist — Kenntnis erhält.

Kein Initiativrecht des Staatsanwalts 
im Anschlußverfahren
Die Konfliktkommissions-Richtlinie und die Arbeits­
gerichtsordnung sehen vor, daß der Staatsanwalt das 
Recht hat, selbständig Anträge zu stellen. Dieses An­
tragsrecht hat durch den Rechtspflegeerlaß des Staats­
rates vom 4. April 1963 und die dazu ergangenen Ge­
setze noch an Bedeutung gewonnen.
Gleichwohl wird man nicht so weit gehen können wie 
Kunz in NJ 1962 S. 532, der das Initiativrecht des Staats­
anwalts auch für das Anschlußverfahren bejaht und das 
damit begründet, daß der Gesetzgeber auf arbeitsrecht­
lichem Gebiet das Dispositionsprinzip durchbrochen 

..habe und kein Grund bestehe, den Staatsanwalt im An­
schlußverfahren schlechterzustellen als im Verfahren 
vor der Konfliktkommission oder der Kammer für 
Arbeitsrechtssachen. Der besondere Charakter des An­
schlußverfahrens schließt es aber m. E. aus, daß der 
Staatsanwalt die Ansprüche des Verletzten an dessen 
Stelle geltend macht. Es muß vielmehr der Entschei­
dung des Verletzten überlassen werden, ob er von der
4 Arbeit und Arbeitsrecht 1963, Heft 4, S. 94.
5 Arbeit und Arbeitsrecht 1963, Heft 16, S. 376.

Möglichkeit Gebrauch machen will, sich im Strafver­
fahren mit seinen Schadensersatzansprüchen anzuschlie­
ßen. Der besondere Charakter des Anschlußverfahrens 
läßt auch die Anwendung anderer Bestimmungen der 
Arbeitsgerichtsordnung nicht zu, so z. B. die Regelung 
in § 22 AGO über die Einbeziehung Dritter in das Ver­
fahren.

Bemerkungen zur Verweisung bzw. Beschwerde
Bei der Behandlung von Verweisungen bzw. Beschwer­
den waren ebenfalls Unklarheiten festzustellen. In 
ein.' en Fällen arbeitsrechtlicher materieller Verant­
wortlichkeit wurde von der Strafkammer an die Zivil­
kammer verwiesen. Hier wirkten sich die unklaren 
Vorstellungen über den Charakter des Anspruchs aus. 
Wenn die strafbare Handlung gleichzeitig eine Ver­
letzung der Arbeitspflichten darstellt, dann ist für den 
daraus geltend gemachten Schadensersatzanspruch die 
Kammer bzw. der Senat für Arbeitsrechtssachen zu­
ständig. Das ist sowohl bei Verweisungen als auch bei 
der Rechtsmittelbelehrung zu beachten. Eine Beschwerde 
gegen die Höhe des Schadensersatzes ist daher an den 
Senat für Arbeitsrechtssachen bei dem übergeordneten 
Gericht zu richten. Bei der Verweisung bzw. der Be­
schwerde ist die Kammer bzw. der Senat für Arbeits­
rechtssachen an die dem Grunde nach getroffene Ent­
scheidung gebunden. Es kann also nicht bei einer straf­
rechtlichen Verurteilung und der Feststellung der 
Schadensersatzpflicht dem Grunde nach von der 
Kammer bzw. dem Senat für Arbeitsrechtssachen der 
Schadensersatzanspruch mit der Begründung abgewie­
sen werden, es habe gar keine strafbare Handlung Vor­
gelegen oder die strafbare Handlung habe keiner 
Schaden ausgelöst. Diese Bindung würde übrigens auch 
bei einem Freispruch bestehen und sich dahin aus­
wirken, daß nicht in einem späteren Verfahren vor der 
Konfliktkommission oder der Kammer für Arbeits­
rechtssachen Schadensersatzansprüche auf strafbare 
Handlungen gestützt werden können.
Die Bindung bezieht sich aber nicht, auf die Tatsachen­
feststellungen. So bat z. B. das frühere Kreisarbeits­
gericht Jena die irrige Auffassung vertreten, es sei an 
die Feststellung in den Gründen des Strafurteils ge­
bunden, die Angeklagten hätten in Höhe eines be­
stimmten Betrages Untreue begangen. Die Verweisung 
bzw. die Beschwerde hat ja gerade den Sinn, die Höhe 
exakt zu ermitteln bzw. zu überprüfen. Dabei sind 
natürlich die im Strafverfahren getroffenen Feststellun­
gen von Bedeutung. Sie entheben aber die Kammer 
bzw. den Senat für Arbeitsrechtssachen nicht der 
Pflicht, durch eigene Tatsachenfeststellungen den Sach­
verhalt weiter aufzuklären. So sagt das Oberste Ge­
richt im Urteil vom 29. Juni 1962 — Za 17/62 —<•, daß 
das Arbeitsgericht — jetzt die Kammer bzw. der Senat 
für Arbeitsrechtssachen — unter gründlicher Auswer­
tung der im Strafverfahren festgestellten Tatsachen den 
Sachverhalt ausreichend aufzuklären und selbständig 
rechtlich zu würdigen habe. Ergeben sich dabei Ab­
weichungen zu dem von der Strafkammer angenomme­
nen Betrag, dann ist der nach Meinung der Kammer 
bzw. des Senats richtige Betrag als Schadensersatz fest­
zusetzen. Die dann zum Strafurteil bestehenden Diskre­
panzen könnten gegebenenfalls im Wege der Kassation 
des Strafurteils beseitigt werden.

Die Gerichtskritik stärker beachten!
Bei der Betrachtung der im Anschlußverfahren er­
gangenen Urteile, insbesondere der Fälle aus dem 
Bereich des sozialistischen Handels, fällt auf. daß der 
gesellschaftlichen Wirksamkeit des Verfahrens nicht die 
nötige Beachtung geschenkt wird. In fast allen Fällen 
kam das Gericht seiner Pflicht zur Aufklärung der Ur-

6 Arbeit und Sozialfürsorge 1962, Heft 18, S. 425.


